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Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 250. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 25. Februar 1953 


1. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Friedensburs gierung zu ergreifen, um dem Übelstand 

zu begegnen, der darin liegt, daß von der 
Schiffahrt in Küstennähe öl und Ölrückstände 
abgelassen werden, diese auch aus Gebieten 
außerhalb der Dreimeilenzone an die Küsten 
gelangen und dort zum Schaden der Wasser^ 
tierweit und zur Belästigung der Badegäste 
Wasser und Strand der Seebäder verunreinigen? 
Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, 
auf dem Wege internationaler Abkommen 
eine Regelung herbeizuführen, die die Ver^ 
unreinigung bewohnter Küsten durch ange- 
schwemmtes öl, Ölrückstände usw. in Zukunft 
ausschaltet? 

2. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesminister für Verkehr 
Dr, Wuermeling bekannt, daß die Haftpflichtrentenbezieher 

der Deutschen Bundesbahn bis heute noch 
keinerlei Teuerungszuschläge auf die alten 
Vorkriegsrenten erhalten? 

Ist der Herr Bundesminister bereit, auf die 
Deutsche Bundesbahn mit dem Ziel einzu- 
wirken, solche Teuerungszuschläge in ange- 
messener Höhe zu gewähren, ohne daß dieser- 
halb Prozesse geführt werden müssen? 

Welcher Art waren die Unterlagen, mittels 
derer der unter Verdacht des Betruges ver- 
haftete „Doktor” Hermann Meinckc, Inhaber 
der inzwischen unter Verlust des Geschäfts- 
kapitals in Konkurs geratenen Hartmetall- 
Kommanditgesellschaft zur Herstellung künst- 
licher Diamanten dem Herrn Bundesminister 
für Wirtschaft „glaubhaft” gemacht hat, daß 
er - Meincke - sich mit der Herstellung 
künstlicher Diamanten beschäftige? 


3. Abgeordneter 
Reimer 
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4. Abgeordneter 
Renner 


5. Abgeordneter 
Paul (Düsseldorf) 


6. Abgeordneter 
Paul (Düsseldorf) 


7. Abgeordneter 
Paul (Düsseldorf) 


8. Abgeordneter 
Volkhok 


9. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


Wer waren die Personen bzw. Stellen, die den 
Meincke bedroht haben, um die Herstellung 
künstlicher Diamanten zu verhindern? 

War das an Meincke gerichtete Schreiben vom 
29. Oktober 1951 des Herrn Bundesmlnisters 
für Wirtschaft nicht geeignet, private Geld- 
geber zur Finanzierung des Schwindelunter- 
nehmens anzuregen? 

Hat der Herr Bundesminister für Wirtschaft 
an der festlichen Gründungsveranstaltung des 
„Unternehmens” Meincke teilgenommen? 

Ist in der Gesellschafts-Urkunde der HAMAK 
festgelegt, daß der erste künstlich her gestellte 
„echte” Diamant den Namen Erhard erhalten 
solle? 

Wann legt die Bundesregierung ein Gesetz 
über Grundstücksverkehr vor gemäß dem 
Antrag der Fraktion der FDP - Nr. 127 der 
Drucksachen - vom 21. Oktober 1949 und dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages - Nr. 1991 
der Drucksachen - in seiner 126. Sitzung am 
14. März 1951? 

Erkennt die Bundesregierung an, daß sich 
das Deutsche Reich rechtsverbindlich zur 
Erstausstattung der Gemeinden Sontra, Nen- 
tershausen, Rockensüss (Bergbausiedlung Corn- 
berg) und Solz im hessischen Landkreis Roten- 
burg a. d. Fulda unmittelbar verpflichtete und 
daß diese Verpflichtungen für die mit dem 
Deutschen Reich identische Bundesrepublik 
Deutschland f ortbestehen? 

Erkennt die Bundesregierung an, daß diese 
Gemeinden nach dem Preußischen Ansied- 
lungsgesctz von 1904 infolge der Erriditung 
der Kurhessischen Kupferschiefer- Bergbau 
GmbH, bei Sontra einen Rechtsanspruch auf 
die kommunale Erstausstattung gegen die jetzt 
bundeseigene Kurhessische Kupferschiefer-Berg- 
bau GmbH, in Sontra besitzen? 

Wird der Bund der Kurhessischen Kupfer- 
schiefer-Bergbau GmbH, die erforderlichen 
Beträge mit der Auflage zur Verfügung stellen, 
sie zwecks Erstausstattung an die anspruchs- 
berechtigten Gemeinden weiterzuleiten? 

In welcher Gesamthöhe und welchen einzel- 
nen Jahresraten werden diese Beträge aus dem 
Bundeshaushalt gezahlt werden? 

Wann ist mit der ersten Zahlung zu rechnen? 



10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 

Dr. Keller einer Mitteilung des Beauftragten des Inter- 

nationalen Roten Kreuzes in Genf, Herrn 
Khrenfcld, die vereinbarte Umsiedlung von 
5300 Deutschen aus Jugoslawien nach Deutsch- 
land nicht durchgeführt werden kann, weil 
die deutsche diplomatische Vertretung in 
Belgrad das den Umständen nach unmögliche 
persönliche Erscheinen aller in Frage kommen- 
den Antragsteller aus dem ganzen Bereiche 
Jugoslawiens bei der deutschen Botschaft in 
Belgrad verlangt? 

Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß 
als Grund für dieses die Umsiedlung illusorisch 
machende Verfahren angegeben wird, daß die 
Versendung der entsprechenden Formulare an 
die Antragsteller nicht möglich sei, weil der 
deutschen Botschaft nur eine Sekretärin zur 
Verfügung steht? 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um diesem Zustand abzu- 
helren ? 

11. Abgeordneter Glaubt der Herr ßundesminister der Finanzen, 
Müller-Herinanii daß es in absehbarer Zeit möglich sein wird, 

unabhängig von den jetzt laufenden Unterstüt- 
zungsmaßnahmen für den Wiederaufbau der 
deutschen Handelsflotte, auch langfristige Dar- 
lehen für den Bau von Passagierschiffen — 
insbesondere für die Wiedereinrichtung einer 
volkswirtschaftlich bedeutsamen deutschen 
Nordatlantik-Route — zur Verfügung zu 
stellen? 

12. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Niebergall zu verhindern, daß wertvolles Acker-, Wiesen-, 

Wald- und Weinberggelände in Mühlhofen 
und Ingenheim (Kreis Bergzabern), in Unden- 
heim (Rheinhessen), Rimschweiler (Kreis 
Zweibrücken) und Moselsürsch (Rheinland- 
Pfalz) für militärische Zwecke beschlagnahmt 
und dadurch die Existenz von Hunderten 
von Familien gefährdet wird? 

13. Abgeordneter Was für Schritte hat die Bundesregierung bei 
von Thadden der britischen Hohen Kommission unter- 
nommen, um den am 15. Januar 1953 ver- 
hafteten sieben Deutschen das Recht zu ver- 
schaffen, mit ihren Anwälten in Verbindung 
zu treten, ein Recht, das normalerweise sogar 
jedem Straßenräuber zusteht? 



14. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundeskanzler bekannt, daß 

Niebergall in verschiedenenEisenbahnausbesserungs werken 

eine Anwerbung von deutschen tedbnischen 
Eisenbahnfadbkräften für die südafrikanischen 
Eisenbahnen betrieben wird und daß diese 
Anwerbung im Einverständnis mit der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung erfolgt, wobei 
Signalschlosser und Starkstromelektriker 
(Höchstalter bis 45 Jahre) und technische 
Zeichner mit Fachschulausbildung (Höchstalter 
bis 35 Jahre) verlangt werden? 

Billigt der Herr Bundeskanzler diese An- 
werbung deutscher Fachkräfte? 

15. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Gericht der Stadt Dram- 

Eplee men in Norwegen entschieden hat, daß der be- 

rüchtigte Tscheche Frantisek Kroupa nicht an 
Deutschland ausgeliefert wird, weil u. a. das 
dem Gericht zur Verfügung gestellte Material 
gegen Kroupa „nicht ausreichend” gewesen 
sei ? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das verwen- 
dete belastende Material zu veröffentlichen? 

Entsprechen die Meldungen der Zeitung 
„ Arbeiderbladet” den Tatsachen, die besagen, 
daß die Bundesregierung gegen das Urteil von 
Drammen eine Berufung nicht einlegen werde? 

16. Abgeordneter Wie hoch waren die tatsächlichen Ausgaben 
Dr. Miessner für die Versorgung der unter das Gesetz nach 

Artikel 131 GG fallenden Personen in den 
ersten neun Monaten dieses Haushaltsjahres, 
getrennt nach den einzelnen Vierteljahren 
April bis Juni, Juli bis September und Ok- 
tober bis Dezember 1952? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Ausgaben für das letzte Vierteljahr des lau- 
fenden Haushaltsjahres, also für die Monate 
Januar bis März 1953? 

17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß den 

Niebergall deutschen Besitzern von wertvollem Acker-, 

Wiesen-, Wald- und Weinbaugelände im 
Grenzgebiet Elsaß-Lothringen bisher kein 
Pfennig für die Schäden der entgangenen 
Nutzung ihres Besitzes gezahlt wurde? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den davon betroffenen deutschen Besitzern 
ihren Schaden zu vergüten und ihnen endlich 
zu ihrem Recht zu verhelfen? 



18. Abgeordneter 
Ritzel 


19, Abgeordneter 
Kohl 


20. Abgeordneter 

Dl*. Sdiellenberg 


21. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


Wann wird die Bundesregierung ihre Absicht 
in die Tat umsetzcn, anstelle der üblichen 
Grenzkarten im kleinen Grenzverkchr die 
Pässe der Bundesrepublik und der Schweiz 
als Ausweis im kleinen Grenzverkehr zuzu- 
lassen ? 

Welche Gebühren deutscherseits sollen aus 
diesem Anlaß von dem Grenzgänger erhoben 
werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bundes- 
vermögensverwaltung als Nachfolger des 
Reichsfiskus anzu weisen, von den Kaufver- 
trägen, die mit den Bauern der Gemeinden 
Raderach, Eilingen, Efrizweiler, Klüfte r und 
Friedrichshafen im Jahre 1943 unter Druck 
getätigt und von denen Wälder, Felder und 
Wiesen in den genannten Gemeinden zur 
Errichtung einer Versuchsanstalt für V2-Waffen 
betroffen worden sind, in Anerkennung des 
in Artikel 9 dieser Kaufverträge vorbehaltenen 
Rechtes auf Wiederkauf durch die Ver- 
käufer oder Besitznachfolger zurüchzutreten, 
und zwar ohne weitere Zahlung, da die 
Bauern bereits seit Jahren die Kaufsumme 
zurückgczahlt haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Kosten 
des Bundes die Wiederherstellung des Feld- 
und Waldgebietes in seinen ursprünglichen 
Zustand zu übernehmen und die durch die 
Sprengungen der französischen Besatzungs- 
macht im Jahre 1945 entstandenen Schäden 
zu ersetzen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob auf 
diesem Gelände neue militärische Anlagen 
geplant sind ? 


Warum hat die Bundesregierung in den zwei 
Jahren seit Erlaß des Bundesversorgungs- 
gesetzes noch keine Verwaltungsvorschriften 
zur Klärung des Begriffes Mehraufwendungen 
nach § 90 BVG erlassen und warum sind 
bisher nur unzulängliche Vorschüsse auf diese 
Mehraufwendungen gezahlt worden? 


Zu wieviel Verletzten-Renten unter 50 v. FI. 
der Vollrenten werden Zulagen nach dem 
Unfall versicherungsrenten-Zulagegesetz gezahlt 
und wie hodi waren die Aufwendungen 
hierfür im Jahre 1952? 



22. Abgeordneter 
Volkholz 


23. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


24. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


25. Abgeordneter 
Priebe 


26. Abgeordneter 
Ritzel 


27. Abgeordneter 
Ritzel 


Wann gedenkt der Herr Bundesminister für 
Verkehr für die grenznahen Gebiete die gemäß 
§ 2 Abs. 4 des Güterkraftverkehrsgesetzes 
(GüKG) vorgesehenen Ausnahmebestimmungen 
zu erlassen? 


Auf welcher Rechtsgrundlage konnten Ange- 
hörige der französischen Besatzungsmacht 
Plakatanschläge der Jungsozialisten entfernen, 
die vor dem Eintritt in die Fremdenlegion 
warnten ? 


Ist es richtig, daß der deutsche diploma- 
tische Vertreter in Portugal, Leo Wohieb, sich 
in der Öffentlichkeit zum Verteidiger der 
Politik des Separatisten Johannes Hoffmann 
gemacht hat? 


Kann der Herr Bundesminister der Finanzen 
endlich eine Entscheidung darüber treffen, 
welche Teile des im Kreise Uelzen nahe an 
der Zonengrenze liegenden Geländes der ehe- 
maligen Munitionsanstalt Bodenteich endgültig 
freigegeben werden, damit den dort als 
Kleinsiedler in Wohnheimen lebenden Ver- 
triebenen geholfen und Unternehmern ein 
Anreiz geboten wird, sich dort niederzulassen 
und Arbeit zu schaffen? 


Nach welchen Gesichtspunkten werden deutsche 
Fernreisende bei der Rückkehr aus der 
Sdiweiz in die Bundesrepublik gezwungen, 
für eingeführte Tabak waren (Stumpen), wenn 
die Zahl mehr als fünf beträgt, eine Gebühr 
von 20 Pf. pro Stumpen zu entrichten, und 
wie verteilt sich diese Gebühr auf die Tabak- 
steuer, Umsatzsteuer und den Zoll? 


Haben die Herren Bundesministcr für Vef 
triebene und für gesamtdeutsche Fragen bei 
ihrer vor einiger Zeit durch geführten Besich- 
tigung des Flüchtlingslagers Gießen sich durch 
Augenschein von den dortigen Unterkunfts- 
möglichkeiten und sonstigen Zuständen über- 
zeugt und den Flüchtlingen Gelegenheit 
gegeben, den Vertretern der Bundesregierung 
ihre Sorgen und Nöte persönlich zu unter- 
breiten ? 



28. Abgeordneter Warum ist die Bundesregierung der Revi- 

Dr. ßergstraesser dierten Berner Übereinkunft zum Schutze 
von Werken der Literatur und Kunst (Brüs- 
seler Fassung von 1948, in Kraft seit dem 
1. April 1951) nicht beigetreten, obwohl diese 
Fassung den Urheber wesentlich besser schützt 
als die alte Fassung und das alte deutsche 
Urheberrecht, und gedenkt die Bundesregie- 
rung dieser Konvention bald beizutreten? 


Bonn, den 20. Januar 1953 



